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Oberverwaltungsgericht NRW

Beschluss vom 05.12.2019

T e n o r :

Der Antrag wird verworfen.

Der Kläger trägt die Kosten des Zulassungsverfahrens, für das Gerichtskosten nicht erhoben werden.

G r ü n d e :

Der Berufungszulassungsantrag ist unzulässig.

Der Kläger hat die Antragsfrist des § 78 Abs. 4 Satz 1 AsylG versäumt. Nach dieser Vorschrift ist die Zulas -

sung der Berufung innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils zu beantragen. Hier lief diese Frist mit

dem 2. November 2018 ab, weil das Verwaltungsgericht das angefochtene Urteil den Prozessbevollmächtigten

des Klägers am 2. Oktober 2018 zugestellt hat. Der Zulassungsantrag ist erst am 18. Dezember 2018 beim

Verwaltungsgericht  eingegangen.  Über  die  Rechtsmittelfrist  hat  das  Verwaltungsgericht  den Kläger  in  der

Rechtsmittelbelehrung zum angefochtenen Urteil zutreffend belehrt.

Die vom Kläger am 18. Dezember 2018 beantragte Wiedereinsetzung in die versäumte Antragsfrist nach § 60

VwGO kann nicht gewährt werden. Die Prozessbevollmächtigten des Klägers waren nicht ohne Verschulden

im Sinne des § 60 Abs. 1 VwGO gehindert, die Frist zur Beantragung der Zulassung der Berufung einzuhalten.

Ihr Verschulden wird gemäß § 173 Satz 1 VwGO i. V. m. § 85 Abs. 2 ZPO dem Kläger zugerechnet.

Zur  Begründung des  Wiedereinsetzungsbegehrens  macht  der  Kläger  im Kern  geltend,  dass  ihm in  seiner

Unterkunft  weder  das  anwaltliche  Hinweisschreiben  zur  Ladung  zur  mündlichen  Verhandlung  noch  das

anwaltliche  Hinweisschreiben  bezogen  auf  die  Zustellung  des  klageabweisenden  Urteils  von  Seiten  der

Mitarbeiter des Sozialamts übergeben worden sei. Erst im Rahmen eines Besprechungstermins zwischen ihm

und  seinem  Prozessbevollmächtigten  habe  sich  herausgestellt,  dass  er  die  anwaltlichen  Schreiben  nicht

erhalten habe.

Diese durch mehrere E-Mails einer Sozialarbeiterin der Gemeinde I. unterlegten Angaben reichen nicht aus,

um ein Verschulden der Prozessbevollmächtigten des Klägers auszuschließen.

Denn es gehört zu den Sorgfaltspflichten eines Rechtsanwalts, im Rahmen des ihm Zumutbaren dafür Sorge zu

tragen, dass seine Mitteilungen den Mandanten zuverlässig und rechtzeitig erreichen (BVerwG, Urteile vom

23. November 1982 - 9 C 167.82 -, BVerwGE 66, 240, juris, Rn. 8, und vom 24. November 1981 - 9 C 488.81
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-, Buchholz 310 § 60 VwGO Nr. 120, juris, Rn. 14).

Gerade mit Rücksicht darauf, dass regelmäßig eine Reaktion des Mandanten auf Benachrichtigungen der hier

vorliegenden  Art  durch  seinen  Rechtsanwalt  zu  erwarten  ist,  und  auf  die  bei  Ausländern  nicht  selten

auftretenden  Schwierigkeiten  bei  der  Postzustellung  darf  der  Anwalt  es  nicht  bei  einem  einmaligen

Benachrichtigungsversuch  bewenden  lassen;  er  ist  vielmehr  gehalten,  bei  dem Mandanten  gegebenenfalls

nochmals und nicht nur mit einfachem Brief Rückfrage zu halten oder sich auf sonstige Weise zu vergewissern,

ob dieser eine Verfolgung oder Weiterverfolgung seiner Rechte wünscht (BVerwG, Urteil vom 23. November

1982, a. a. O., Rn. 8; Beschluss vom 19. Oktober 2004 - 5 C 16.04 -, juris, Rn. 3).

Diese Anforderungen übersteigen auch nicht das, was von einem Betroffenen von Verfassungs wegen verlangt

werden kann, um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu erlangen. Im Hinblick auf die Gewährleistung des

Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG dürfen die Anforderungen an die Voraussetzungen für eine Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand bei der Auslegung und Anwendung der maßgeblichen Vorschriften nicht überspannt werden

(BVerfG, Kammerbeschlüsse vom 24. Oktober 2017 - 1 BvR 877/13 -, NVwZ 2018, 579, juris, Rn. 24, und

vom 16. Oktober 2007 - 2 BvR 51/05 -, BVerfGK 12, 303, juris, Rn. 10, jeweils m.w.N. aus der st. Rspr. des

BVerfG).

Nach  den  genannten  Maßstäben  haben  die  Prozessbevollmächtigten  des  Klägers  hier  ihre  anwaltlichen

Sorgfaltspflichten verletzt. Sie hätten – abgesehen von den genannten allgemein bestehenden Schwierigkeiten

in der Kommunikationsbeziehung zu einem Asylantragsteller – schon nicht davon ausgehen dürfen, dass die

ausbleibende  Reaktion  des  Klägers  auf  das  anwaltliche  Hinweisschreiben  zur  Ladung  zur  mündlichen

Verhandlung Rückschlüsse  auf  dessen  Erhalt  zulasse.  Einen  Hinweis  darauf,  dass  von  einer  persönlichen

Ladung des Klägers abgesehen werde, muss die Terminsladung entgegen der Auffassung des Klägers nicht

enthalten. Die Ladung zur mündlichen Verhandlung ist an den vom Kläger bestellten Prozessbevollmächtigten

zu richten, sofern nicht auch – was hier nicht der Fall ist – zusätzlich das persönliche Erscheinen durch das

Verwaltungsgericht angeordnet wird (vgl. § 67 Abs. 6 Satz 5 VwGO) (vgl. BVerwG, Beschluss vom 18. April

1994 - 8 B 215.93 -, Buchholz 310 § 102 VwGO Nr. 18, juris, Rn. 2).

Gleiches gilt für die Zustellung des klageabweisenden Urteils, nicht zuletzt zumal sich aus dem Protokoll der

mündlichen Verhandlung das Nichterscheinen des Klägers ergibt.

Deshalb kann die Frage dahinstehen, wieso womöglich eine Weiterleitung von Post durch die Mitarbeiter des

Sozialamts in der Unterkunft des Klägers unterblieben ist.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die Gerichtskostenfreiheit ergibt sich aus § 83b AsylG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 80 AsylG).

Vorinstanz: Verwaltungsgericht Gelsenkirchen, 9a K 7393/17.A
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